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VORGESCHICHTE Als eine Antwort auf die gesellschaftlichen Probleme des wirtschaftli-
chen und technologischen Wandels reicht die Sozialistische Arbeiterpar-
tei (SAP) im Sommer 1982 ihre Initiative «für eine gesicherte Berufsbil-
dung und Umschulung» ein. Das Begehren will das Recht auf eine voll-
wertige Berufsbildung in der Verfassung verankern und gleichzeitig die 
Kantone mit der Errichtung zusätzlicher Ausbildungsstätten beauftragen. 
Mit dieser Massnahme sollen rund 10 000 neue Plätze in öffentlichen 
Lehrwerkstätten geschaffen werden. 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) distanziert sich bereits 
kurz nach der Einreichung des Begehrens von den Forderungen der 
Initianten und lässt verlauten, dass er zwar nicht grundsätzlich gegen öf-
fentliche Lehrwerkstätten sei, jedoch die Prioritäten anders setze. Wenig 
überraschend, zeigt auch der Bundesrat keine Begeisterung für das An-
liegen und empfiehlt dem Parlament die Vorlage ohne Gegenvorschlag 
zur Ablehnung. 

Die bürgerlichen Kreise, welche in der Initiative eine Gefährdung der be-
trieblichen Meisterlehre sehen, zollen diesem Entscheid einstimmig Bei-
fall, während die SAP dem Bundesrat vorwirft, die Zukunft der Jugend 
den Schwankungen des Arbeitsmarktes auszuliefern. Der Nationalrat 
folgt dem Bundesrat und spricht sich gegen das Begehren aus. Auch im 
Ständerat hat die Initiative keine Chance; sogar die SP-Fraktion spricht 
sich – entgegen der Japarole des Parteivorstandes – gegen die Vorlage 
aus. 

GEGENSTAND Die Initiative verlangt einen Verfassungsartikel mit folgendem Wortlaut: 
«Der Bund führt ein Recht auf vollwertige Berufsbildung ein, dessen 
Durchführung den Kantonen obliegt […]. Der Bund beauftragt die Kan-
tone, zu diesen Zwecken Lehrwerkstätten und andere Ausbildungsstät-
ten zu errichten […]. Die Finanzierung dieser Massnahmen erfolgt durch 
Beiträge der Arbeitgeber, die sich im Minimum auf 0,5 Prozent der Lohn-
masse belaufen. Mindestens 75 Prozent der Kosten dieser Lehrwerkstät-
ten werden durch diese Beiträge gedeckt […].» 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die bürgerlichen Parteien sowie die Unternehmer- und Gewerbever-
bände bilden eine geschlossene Ablehnungsfront gegen die Initiative und 
beschwören die Gefahr eines Systemwechsels mit marxistischem Hinter-
grund herauf. Unterstützt wird das Begehren lediglich von den Linkspar-
teien, wobei sechs Kantonalsektionen der SP der Japarole des Parteivor-
standes nicht folgen. Auch die Gewerkschaften sind gespalten: Der 
Christlichnationale Gewerkschaftsbund gibt die Stimme frei. Entgegen 
der ablehnenden Empfehlung des SGB sprechen sich dessen Frauen- 
und die Jugendkommission, der Verband des Personals öffentlicher 
Dienste (VPOD) und die Gewerkschaft Bau und Holz (GBH) für das Begeh-
ren aus. Sie argumentieren, dass den geforderten öffentlichen Lehrwerk-
stätten gerade in Zeiten von Arbeitslosigkeit und Rationalisierung ver-
stärkte Bedeutung zukomme. Die Bevölkerung interessiert sich allerdings 
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nur mässig für solche Überlegungen – führt doch die dezidierte Ableh-
nung der Initiative durch die Bürgerlichen dazu, dass im Abstimmungs-
kampf weniger über die konkreten Forderungen als vielmehr über ideo-
logische Grundsatzfragen diskutiert wird. 

ERGEBNIS Am 28. September 1986 wird die Initiative mit 81,6% Neinstimmen deut-
lich verworfen. Die höchsten Jastimmenanteile erreicht das Begehren 
noch in den Kantonen Basel-Stadt (28,6% Ja) und Tessin (27,3% Ja), wel-
che bereits ein Jahr zuvor über eine ähnliche Forderung abgestimmt hat-
ten. Wie aus der Abstimmungsanalyse hervorgeht, wurde die SAP-Initia-
tive nur von den Sympathisanten der kleinen Linksparteien mehrheitlich 
unterstützt, während sich bei denjenigen der SP die Ja- und Neinstim-
menanteile ungefähr die Waage hielten. Die den bürgerlichen Parteien 
Nahestehenden verwarfen die Initiative zu 98 bis 100%; von den partei-
politisch Indifferenten reihten sich 88% ins gegnerische Lager ein. Als 
Entscheidmotive eruierte die Analyse bei den Neinstimmenden ein deut-
liches Bekenntnis zur bisherigen Meisterlehre sowie eine gewisse Skepsis 
gegenüber weiter reichenden Staatseingriffen in die Berufsbildung. 
Hauptmotiv der Befürworter war das Bedürfnis, die Situation der Lehr-
linge sowie die Möglichkeiten zur Umschulung zu verbessern. 
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